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Beschlussentwurf zu B 2.20:  

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 19.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 2.20 wie folgt zu entscheiden: 

 

Mit seinem Anschreiben vom 19.08.2015 übermittelt der Einwender seine, an die Stadt Meckenheim mit Datum 
19.08.2015 gerichtete Stellungnahme unter Bezugnahme auf das Bebauungsplanverfahren Rheinbach Nr. 65 
„Bremeltal“ – Neuaufstellung der Stadt Rheinbach. 

 

Zunächst ist festzuhalten, dass der „Einspruch / Stellungnahme“ des Einwenders zum Bebauungsplan u. a. aus 
154 – teils rhetorischen - Fragen zur Energiepolitik in Deutschland besteht.  

Soweit sich aus den Fragestellungen abwägungsrelevante Sachverhalte ergeben, die das 
Bebauungsplanverfahren der Stadt Rheinbach betreffen, werden diese nachfolgend thematisch 
zusammengefasst dargelegt. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Verwaltung im Rahmen der Erarbeitung eines 
Bebauungsplanes und des zugehörigen Umweltberichtes auf allgemein anerkannte wissenschaftliche 
Erkenntnisse und Methoden zurückgreifen darf. Die Umweltprüfung im Rahmen der Bauleitplanung und des 
Umweltberichtes dient nicht dazu, auf dem Sektor der Umwelt neue, bisher unbekannte Kenntnisse zu erlangen 
oder gar Antworten auf in der Wissenschaft bisher noch ungeklärte Fragen zu finden.. Dies gilt sowohl für die 
anzuwendenden Prüfkategorien und –methoden allgemein als auch für die konkret zu untersuchenden Bereiche. 
[s.a. BVerwG, Urt. vom 21.03.1996] Die Umweltprüfung ist kein wissenschaftlicher Selbstzweck. Sie ist auch 
nicht als Suchverfahren konzipiert, das dem Zweck dient, Umweltauswirkungen aufzudecken, die sich der 
Erfassung mit den herkömmlichen Erkenntnismitteln entziehen. 

Darüber hinaus sind in der planerischen Abwägung nur solche Belange zu berücksichtigen, deren Betroffenheiten 
mehr als geringfügig, in ihrem Eintritt zumindest wahrscheinlich und als abwägungsbeachtlich erkennbar sind. 
Private Belange sind in der Abwägung nur zu berücksichtigen, wenn die Belange in der konkreten 
Planungssituation einen städtebaulich relevanten Bezug haben. Bei den aufgeworfenen energiepolitischen 
Fragestellungen wurde die städtebauliche Relevanz bereits auf Bundesebene entschieden, nämlich indem 
Vorhaben, die der Nutzung von Windenergie dienen, planungsrechtlich eine Privilegierung im Außenbereich 
zugewiesen wurde (§ 35 Baugesetzbuch).   

 

Zu 1) Klarstellung zur Festsetzung der Sondergebietsflächen 

Welcher Investor zu welchem Zeitpunkt wie viele Anlagen in welcher Höhe (bis max. 150 m) errichtet, kann von 
der Stadt nicht beeinflusst werden. Die Stadt nimmt mit dem Bebauungsplan die Feinsteuerung der 
Konzentrationszone vor und setzt die Rahmenbedingungen für die Nutzung. Die Genehmigung für die Errichtung 
und den Betrieb von WEA wird im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz 
durch die Immissionsschutzbehörde des Rhein-Sieg-Kreises erteilt.  

 

Zu 2) Klarstellung zur Emissionskontingentierung 

Um eine gleichmäßige Nutzbarkeit der Sondergebiete in den unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der 
Städte Meckenheim und Rheinbach zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame 
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flächenbezogene Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Durch den IFSP soll eine gleichmäßige Nutzbarkeit der 
einzelnen Sondergebiete sowohl zwischen den Kommunen als auch zwischen den, im Fall von Rheinbach, 
verschiedenen Sondergebieten innerhalb des Geltungsbereiches gewährleistet werden. Die Fragen der 
Steuerungsmöglichkeiten der Emissionskontingentierung sind in der Begründung auf Seite 31 umfassend 
erläutert. 

 

Zu 3) Ermittlung der Restriktionsflächen - Klarstellung 

Expansionsplanungen des Campus Klein Altendorf sind nicht bekannt. Daher fehlen an dieser Stelle belastbare 
Argumente, um den substantiellen Raum für die Windenergie einzuschränken. Die Frage nach einer 
theoretischen Erweiterungsabsicht des Campus Klein Altendorf sind rein spekulativer Art und deshalb zu 
verwerfen. 

Bei der Festsetzung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln wurde bei der 
Vorbelastung durch die Krautfabrik aufgrund von fehlenden Genehmigungsunterlagen von einem worst-case-
Szenario ausgegangen, d. h. es wurde angenommen, dass die Krautfabrik im angrenzenden Reinen Wohngebiet 
Siebenswinkel bereits mit dem maximalen Immissionsrichtwert von 35 dB(A) nachts nach TA Lärm einwirkt. 
Expansionsplanungen der Krautfabrik sind nicht bekannt. Daher fehlen an dieser Stelle belastbare Argumente, 
um den substantiellen Raum für die Windenergie einzuschränken. 

 

Zu 4) Schallimmissionen 

Die Schallimmissionen von Windenergieanlagen sind nach der TA Lärm zu beurteilen. Darin sind die zulässigen 
Schallimmissionswerte für die unterschiedlichen Gebietskategorien geregelt. Eine Addition von Schallquellen, die 
nach anderen Regelwerken beurteilt werden (z.B. Straßenverkehrslärm) ist nicht zulässig. Um eine gleichmäßig 
Nutzbarkeit der Sondergebiete in den unmittelbar benachbarten Bebauungsplänen der Städte Rheinbach und 
Meckenheim zu gewährleisten, wurden in den Bebauungsplänen immissionswirksame flächenbezogene 
Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Der Nachweis, dass die Sondergebiete unter Anwendung des IFSP der 
Windenergie substantiell Raum schaffen, wurde erbracht. Auf die Festsetzung von zulässigen Immissionswerten, 
die über die  Regelungen der TA Lärm hinausgehen, wird vor dem Hintergrund des Ziels der Windenergie 
substantiell Raum zu verschaffen, verzichtet. 

Die Einhaltung der zulässigen Schallimmissionswerte unter Beachtung des IFSP ist im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz anlagenspezifisch zu belegen. 

 

Zu 5) Ertragsprognose - Klarstellung 

Der Nachweis, dass Windenergieanlagen innerhalb der Sondergebiete grundsätzlich wirtschaftlich betrieben 
werden können, ist geführt worden. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung basiert auf angenommenen WEA-Typen. 
Die angenommenen Kosten entsprechen Herstellerangaben bzw. marktüblichen Werten. Die Erlöse ergeben sich 
aus den Ertragsberechnungen, die wiederum mit Software WindPro 2.9 berechnet wurden, sowie den 
Vergütungsregelungen des EEG 2014. Die höchste Wirtschaftlichkeit ist für Anlagen mit der höchsten zulässigen 
Gesamthöhe (150 m) zu erwarten. Maßgebend für die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans ist der erbrachte 
Nachweis, dass der wirtschaftliche Betrieb von Windenergieanlagen innerhalb des Bebauungsplangebietes 
grundsätzlich möglich ist. Eine exakte betriebswirtschaftliche Kalkulation ist auf Ebene des einfachen 
Bebauungsplans weder möglich noch erforderlich.  
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Zu 6) Landschaftsbild 

Bei der Windenergie handelt es sich um eine privilegierte Nutzung gemäß BauGB, die überall dort möglich ist, wo 
keine öffentlichen Belange entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden Instrument der 
Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht. Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern hat die 
Stadt Rheinbach in ihrem Flächennutzungsplan eine Konzentrationszone dargestellt, die über den B-Plan Nr. 65 
„Bremeltal“ - Neuaufstellung feingesteuert werden soll. Dabei muss der Windenergie substantiell Raum verschafft 
werden.  

Die generelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führt nicht zur Unzulässigkeit des Vorhabens. Die 
technische Neuartigkeit einer Anlage und die dadurch bedingte optische Gewöhnungsbedürftigkeit sind allein 
nicht geeignet, das Orts- oder Landschaftsbild zu beeinträchtigen. Eine Verunstaltung lässt sich auch nicht damit 
begründen, dass Windenergieanlagen angesichts ihrer Größe markant in Erscheinung treten (OVG Lüneburg, 
Urt. v. 28.02.2010 - 12 LB 243/07 -).  

Das Bebauungsplangebiet liegt südlich außerhalb der wertvollen Kulturlandschaften 24 „Erft mit Swist und 
Rotbach – Euskirchener Börde und Voreifel“ gemäß Landesentwicklungsplan-Entwurf NRW.  

Auch der Kulturlandschaftliche Fachbeitrag zur Landesplanung in NRW (KuLEP) stellt für das B-Plangebiet keine 
landesbedeutsamen oder bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche dar. 

Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, in einem durch Hochspannungsfreileitungen vorbelasteten Raum 
werden vor dem Hintergrund der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung anderer, höherwertiger 
Landschaftsteilräume als zumutbar angesehen. 

 

Zu 7) Infraschall 

Messungen verschiedener Landesumweltämter, auch des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen  (LANUV), sowie von anerkannten Messinstituten haben vielfach belegt, 
dass von WEA zwar Infraschall ausgehen kann, dieser jedoch immissionsseitig deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen liegt (Agatz, 2013: Windenergie Handbuch, 10. Ausgabe).  

Das LANUV beurteilt Infraschall von Windenergieanlagen insgesamt als nicht erheblich: „Messtechnisch kann 
nachgewiesen werden, dass Windenergieanlagen Infraschall verursachen. Die festgestellten Infraschallpegel 
liegen aber weit unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen und sind damit völlig harmlos“ 
(http://www.lanuv.nrw.de/geraeusche /windenergie.htm). 

In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass die Infraschallimmissionen von WEA unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen und dass Infraschall unterhalb der Wahrnehmungsschwelle keine schädliche 
Umwelteinwirkung darstellt (OVG Saarlouis 3 B 77/10 vom 04.05.10, VGH Kassel 9 B 2936/09 vom 21.01.10, 
VGH Mannheim 8 S 1370/11 vom 12.10.12). 

Aus dem Belang Infraschall ergeben sich auf Ebene des Bebauungsplans keine Einschränkungen für die 
Windenergienutzung. 

 

Zu 8) Anlagen – Erdbebensicherheit 
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Die Erdbebenstation Bensberg der Universität Köln in Bergisch Gladbach betreibt auf dem Gelände der 
landwirtschaftlichen Versuchsanstalt in Klein Altendorf eine seismische Messstelle. Die Stadt Rheinbach hat im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sowie im Rahmen der Offenlage die 
Erdbebenstation Bensberg im Verfahren förmlich beteiligt.  

Die Erdbebenstation Bensberg hat mit Schreiben vom 05.05.2015 schriftlich die nachfolgende Stellungnahme 
abgegeben:  

„Die Messstation Klein Altendorf mit der offiziellen Stationsbezeichnung BA10 ist Teil des von der 
Erdbebenstation Bensberg erstellten und betriebenen SeFoNiB Netzwerkes (Seismisches Forschungsnetz 
Niederrheinische Bucht). Dabei handelt es sich um sogenannte „strong motion“ Stationen, die mit 
beschleunigungsproportionalen Seismometern ausgestattet sind. Aufgabe des Netzwerkes ist es im Falle von 
stärkeren Erdbeben (Magnitude 3 und mehr) unverzerrte Aufzeichnungen der Bodenbeschleunigung zu liefern. 
Im Vergleich zu sogenannten „mikroseismischen Stationen“, die auf große Empfindlichkeiten und die Dedektion 
möglichst kleiner Erdbeben ausgerichtet sind, sind „strong motion“ Stationen eher unempfindlich. In Anbetracht 
der Entfernung von 1,8 bis 2,8 km zu den geplanten Windenergieanlagen und des bereits bestehenden 
Bodenunruhepegels durch die nahegelegene Autobahn wird keine wesentliche Beeinträchtigung der in Klein 
Altendorf durchgeführten seismischen Messungen gesehen.“ 

 

Die Bezeichnung Erdbebenzone 1 wurde als Hinweis in den Bebauungsplan mit aufgenommen. 
Höhenbegrenzungen ergeben sich aus der Lage in der Erdbebenzone I nicht. Die Bauweise der Anlagen und der 
Nachweis der Standsicherheit sind im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz darzulegen. 

 

Zu 9) Militärische Belange - Klarstellung 

Laut Stellungnahme des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, 
Infra I 3 vom 08.01.2015 stehen militärische Belange der Windenergienutzung im Plangebiet nicht grundsätzlich 
entgegen. Ggf. ist die Einrichtung einer Steuerfunktion für einzelne Anlagen erforderlich. Dies ist auf Basis einer 
konkreten Anlagenplanung im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz 
festzulegen. 

 

Zu 10) Substantieller Raum – Klarstellung 

Eine genaue Definition des substantiellen Raums gibt es in der Rechtsprechung nicht. Jedoch können der 
Energieertrag und die Anzahl der WEA Kenngrößen zur Darlegung des substantiellen Raums sein, insbesondere, 
wenn man diese ins Verhältnis zur Größe der Konzentrationszone bzw. des B-Plangebietes setzt. Bei einem B-
Plangebiet von 117 ha würde der Energieertrag, der bei einer Höhenbegrenzung von 125 m bzw. 100 m 
erreichbar wäre, der Windenergie nicht oder nur bedingt substantiellen Raum verschaffen. Die Rechtssicherheit 
der Planung wäre damit erheblich in Frage gestellt. 

Der Schaffung von substantiellem Raum für die Windenergie im Plangebiet kommt vor dem Hintergrund einer 
rechtssicheren Planung ein hohes Gewicht zu.  

 

Zu 11) Wirtschaftlichkeit – Klarstellung 
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Die Angaben der Windgeschwindigkeiten entsprechen den langjährigen Werten der Messstation Nörvenich, die 
bei der Ertragsberechnung durch die Software WindPro zugrunde gelegt werden. Die Höhe der 
Windgeschwindigkeiten wird durch den Windenergieatlas NRW des LANUV bestätigt.  

Die Konzeption der Ertragsberechnung ist auf die Windverhältnisse in der Region ausgerichtet. Entsprechend 
wurden geeignete Anlagentypen für die herrschenden Windgeschwindigkeiten zugrunde gelegt. Bei der 
Wirtschaftlichkeitsberechnung wird bei der Ertragsberechnung ein 15 %-iger Sicherheitsabschlag angesetzt, um 
Unsicherheiten bei der Prognose zu berücksichtigen. Daher werden bei den 150 m-WEA beispielsweise von den 
prognostizierten 23.899 MWh/a nur 20.314 MWh/a in die Wirtschaftlichkeitsrechnung eingestellt. Der Ertrag kann 
in MWh/a oder in KWh/a ausgedrückt werden. Es handelt sich um eine Umrechnung mit dem Faktor 1000.  

 

Der Nachweis, dass Windenergieanlagen innerhalb der Sondergebiete grundsätzlich wirtschaftlich betrieben 
werden können, ist geführt worden. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung basiert auf angenommenen WEA-Typen. 
Die angenommenen Kosten entsprechen Herstellerangaben bzw. marktüblichen Werten. Die Erlöse ergeben sich 
aus den Ertragsberechnungen, die wiederum mit Software WindPro berechnet wurden, sowie den 
Vergütungsregelungen des EEG 2014. Die höchste Wirtschaftlichkeit ist für Anlagen mit der höchsten zulässigen 
Gesamthöhe (150 m) zu erwarten. Maßgebend für die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans ist der erbrachte 
Nachweis, dass der wirtschaftliche Betrieb von Windenergieanlagen innerhalb des Bebauungsplangebietes 
grundsätzlich möglich ist. Eine exakte betriebswirtschaftliche Kalkulation ist auf Ebene des einfachen 
Bebauungsplans weder möglich noch erforderlich.  

In die Wirtschaftlichkeitsberechnung sind die Investitions-, Betriebs- und Finanzierungskosten eingeflossen. Der 
Eigenkapitalanteil wurde mit 15 % angesetzt. Der SIK-Wert ergibt sich aus der Division der Summe der 
Investitionskosten durch die Jahresarbeit inkl. Sicherheitsabschlag von 15 %. 

Mögliche Entwicklungen in der Anlagentechnik, der Preispolitik der WEA-Anbieter etc. sind Spekulation und 
können nicht seriös vorhergesagt werden. Die Konzeption des Bebauungsplans orientiert sich an den aktuellen 
Gegebenheiten. 

 

Zu 12) Maßnahmen zum Schutz der Natur – Klarstellung 

Im vorliegenden einfachen Bebauungsplan werden weder Kompensationsmaßnahmen für den Eingriff in den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild noch artenschutzrechtliche Maßnahmen festgesetzt, da weder 
Anlagenzahl, -typ noch -standort festgesetzt werden. Die Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen sind 
jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern. Im Umweltbericht und im artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag werden Möglichkeiten aufgezeigt, wie der Eingriff bewältigt werden kann und dass Vermeidungs- 
und Verminderungsmaßnahmen zur Verfügung stehen, um keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 
auszulösen. Damit ist eine Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplans gegeben. Die genaue Art und der exakte 
Umfang der Maßnahmen sind auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung und eines darauf angepassten 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrages auf Ebene des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen.     

 

Zu 13)  

Die WEA müssen vollständig, d.h. inkl. Rotorblattspitze, innerhalb der überbaubaren Fläche und somit 
automatisch innerhalb der Grenze des Plangebietes, welches auf dem Gebiet der Stadt Meckenheim z. T. 
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identisch mit der Stadtgrenze ist, stehen. Ohne die Stadtgrenze wäre eine durchgehende, überbaubare Fläche 
denkbar, in welcher Anlagen auch dort platziert werden könnten, wo tatsächlich die Stadt- und Plangebietsgrenze 
verläuft.  

 

Zu 14) Rückbau – Klarstellung 

Der Rückbau und die dafür zu hinterlegenden Sicherheiten sind Gegenstand des nachfolgenden 
Genehmigungsverfahrens nach Bundesimmissionsschutzgesetz. 

 

Zu 15) Klimaschutz und Klimawandel 

Bei der Energiewende handelt es sich um ein bundes- und landespolitisches Ziel, das den Ausbau erneuerbarer 
Energien, wozu auch die Windenergie zählt, u.a. zum Zwecke der CO2-Reduzierung vorsieht und an der sich 
jede Kommune zu beteiligen hat. Vor diesem Hintergrund soll durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 65 
„Bremeltal“ der Windenergie substantiell Raum verschafft und eine planerische Weiterentwicklung des 
Bebauungsplanes entsprechend der aktuellen technischen, rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen 
vorgenommen werden. 

Die übergeordneten politischen Themen der Energiewende im Allgemeinen sind nicht Gegenstand des 
vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. 

 

Zu 16) siehe 15) 

 

Zu 17) Fachgutachten – Klarstellung 

Der Bebauungsplan Rheinbach Nr. 65 „Bremeltal“ – Neuaufstellung hat mit der Begründung einschließlich 
Umweltbericht und den dazugehörigen Anlagen sowie den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Zeit 
vom 09. Juli 2015 bis einschließlich 21. August 2015 öffentlich ausgelegen. Die gemäß § 3 (2) BauGB gesetzlich 
vorgeschriebene Dauer der öffentlichen Auslegung von einem Monat wurde verlängert, weil die öffentliche 
Auslegung während der Sommerferien des Landes Nordrhein-Westfalen durchgeführt wurde. 

Soweit die Gutachten für das Verständnis der Planung erforderlich sind, wurden sie als Anlage der Begründung 
beigefügt und sind somit der Öffentlichkeit zugänglich. 

Ergänzend zur öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB standen der Bebauungsplan einschließlich der 
oben genannten Unterlagen auf der Internetseite der Rheinbach zur Einsicht und zum Download bereit. 

Der Bebauungsplan wird nach dem Satzungsbeschluss durch den Rat der Stadt Rheinbach öffentlich bekannt 
gemacht und wird damit rechtskräftig. Der Bebauungsplan ist mit der Begründung und der zusammenfassenden 
Erklärung nach Absatz 4 zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten; über den Inhalt ist auf Verlangen Auskunft zu 
geben. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, wo der Bebauungsplan eingesehen werden kann. 

 

Zu 18) LKW-Aufkommen 
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Bei der Erschließung und dem damit verbundenen, zu erwartenden LKW-Verkehr handelt es sich um eine 
temporäre Beeinträchtigung, die vor dem Hintergrund der Schaffung von substantiellem Raum für die 
Windenergie  als zumutbar angesehen wird. Die erforderlichen Erschließungsmaßnahmen sind auf Grundlage 
einer konkreten Anlagenplanung im nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach 
Bundesimmissionsschutzgesetz festzulegen. 

 

Zu 19) Landschaftsbildanalyse – siehe auch 6) 

Das Verfahren nach Nohl, und die darin verwendeten Bezeichnungen für die Wirkzonen, entspricht weiterhin dem 
in NRW regelmäßig angewendeten Verfahren zur Landschaftsbildanalyse.  

Die Raumwirksamkeit von Windenergieanlagen ist unbestritten, jedoch handelt es sich dabei um eine privilegierte 
Nutzung im Außenbereich nach § 35 BauGB, die überall dort möglich ist, wo keine öffentlichen Belange 
entgegenstehen, sofern eine Kommune nicht von dem steuernden Instrument der 
Konzentrationszonendarstellung Gebrauch macht.  

Um eine „Verspargelung“ der Landschaft zu verhindern hat die Stadt Rheinbach in ihrem Flächennutzungsplan 
eine Konzentrationszone dargestellt, die über den B-Plan Nr. 65 „Bremeltal“-Neuaufstellung feingesteuert werden 
soll. Dabei soll der Windenergie mehr Raum verschafft werden.  

Die generelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führt nicht zur Unzulässigkeit des Vorhabens. Die 
technische Neuartigkeit einer Anlage und die dadurch bedingte optische Gewöhnungsbedürftigkeit sind allein 
nicht geeignet, das Orts- oder Landschaftsbild zu beeinträchtigen. Eine Verunstaltung lässt sich auch nicht damit 
begründen, dass Windenergieanlagen angesichts ihrer Größe markant in Erscheinung treten (OVG Lüneburg, 
Urt. v. 28.02.2010 - 12 LB 243/07 -).  

Das Bebauungsplangebiet liegt südlich außerhalb der  wertvollen Kulturlandschaften 24 „Erft mit Swist und 
Rotbach – Euskirchener Börde und Voreifel“ gemäß Landesentwicklungsplan-Entwurf NRW.  

Auch der Kulturlandschaftliche Fachbeitrag zur Landesplanung in NRW (KuLEP) stellt für das B-Plangebiet keine 
landesbedeutsame oder bedeutsame Kulturlandschaftsbereiche dar. 

Die Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, in einem durch Hochspannungsfreileitungen vorbelasteten Raum 
werden vor dem Hintergrund der Nutzung erneuerbarer Energien und der Freihaltung anderer, höherwertiger 
Landschaftsteilräume als zumutbar angesehen. 

 

In der Begründung steht nicht, dass die WEA erst ab einer Entfernung erst erträglich sind, sondern dass sich ab 
einer Entfernung von ca. 5 km das „technische Element“ in der Bildinformation verliert. Auch wenn die 
Wahrnehmbarkeit mit abnehmender Entfernung zunimmt, wird dennoch auch dort eine Verträglichkeit gesehen.  

Bei dem Ökokonto der Stadt Rheinbach handelt es sich um ein mit dem Rhein-Sieg-Kreis abgestimmtes 
Maßnahmenkonzept, das Maßnahmen vorsieht, die zur Aufwertung von Natur und Landschaft beitragen. Aus 
diesem Maßnahmenpool können Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffen genutzt werden. Zur 
Kompensation des Landschaftsbildes eignen sich beispielsweise landschaftsprägende Maßnahmen wie 
Aufforstungen, Anlage von Hecken und Baumreihen, etc. 

Hohe Auswirkungsintensitäten sind in nicht vorbelasteten Räumen mit hoher Landschaftsbildqualität (Naturnähe, 
Vielfalt, Eigenart, Schönheit) zu erwarten, wo zudem keine Höhenbegrenzung stattfindet. Bei dem Plangebiet 
handelt es sich um einen stark anthropogen genutzten Raum mit hoher Vorbelastung (Hochspannungsleitungen, 
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klassifizierte Straßen, Bahnstrecke, Gewerbe) ohne Schutzstatus gemäß Landschaftsplan, sodass eine 
schwache bis mittlere Auswirkungsintensität anzunehmen ist. Die Landschaftsbildanalyse erfolgt dabei mit Hilfe 
eines digitalen Landschaftsmodels, das alle Blickbeziehungen berücksichtigt. Dem Umweltbericht liegt eine 
entsprechende Karte bei. 

Die Schaffung eines Windparkmodells aus Holz o. ä. wird nicht als erforderlich betrachtet. Zur Veranschaulichung 
möglicher Anlagen in der Landschaft liegen Fotovisualisierungen vor. 

 

Zu 20) u. 21.) Artenschutz 

Bei den im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag verwendeten Begriffen wie bspw. „Individuenverlusten“ handelt es 
sich um gebräuchliche Fachtermini. Grundsätzlich werden im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag die 
Projektwirkung von geplanten WEA und nicht die allgemeinen Gefährdungsursachen, die bestehen, beurteilt. 

 

Vögel 

Die Entfernung zu den bekannten Brutplätzen von über 2.000 m Entfernung schließt eine signifikante Erhöhung 
des Tötungsrisikos des Rotmilans aus. Zudem wurde weder ein Hauptdurchflug- oder Hauptnahrungsgebiet im 
Bereich des Plangebietes ermittelt. Die Einschätzung im ASF ist somit korrekt. 

Der Leitfaden NRW (2013) sieht nur eine signifikante Erhöhung des Kollisionsrisikos für den Mäusebussard vor, 
wenn im Umfeld sehr viele Brutpaare festgestellt werden. Dies ist im Untersuchungsgebiet nicht der Fall. Die 
lokale Population des Mäusebussards ist auf Kreisebene oder Naturraumebene anzusetzen. Insofern kann die 
Population der häufigen und ungefährdeten sowie in einem günstigen Erhaltungszustand befindliche Art bei 
möglichen Verlusten von Einzelindividuen nicht betroffen sein.  

Im Fall des Verbotstatbestandes „Töten“ ist bei WEA-Vorhaben nach derzeitiger Rechtsauffassung das signifikant 
erhöhte Risiko ausschlaggebend. Der aktuelle Leitfaden ist anzuwenden und gilt als rechtssicher. Der Bezug auf 
bundesweite Populationen ist nicht geboten. 

Wichtige Rastplätze für den Kranich werden von den Landesfachbehörden und Vogelschutzwarten ausgewiesen 
und bekannt gegeben. Diese sind Grundlage für Beurteilungen im Rahmen eines Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrages. 

Der Prozess des Ausbaus von neuen WEA und die resultierenden Auswirkungen sind nicht seriös 
prognostizierbar. Daher stellt der methodische Ansatz des im gültigen Leitfaden NRW (2013) auf den Status Quo 
ab. 

 

Fledermäuse 

Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag beachtet die Vorgaben des gültigen Leitfadens NRW (2013) und wendet 
die Vorgaben zum Artenschutz bei Erfordernis an. 

Annahmen bewirken im Zweifelsfall immer Schutzmaßnahmen. Eine Worst-Case-Betrachtung ist zulässig, um 
den Schutz der jeweiligen Arten zu gewährleisten. Dies ist im Sinne des Artenschutzes und gesetzeskonform. 

Die Untersuchungen sind hinreichend, um das Artenspektrum und die Aktivitäten der Fledermausarten im Gebiet 
festzustellen. Weitere Erkenntnisse werden über das Gondelmonitoring zu den Wochenstuben- und Zugzeiten 
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gewonnen und entsprechend für ggf. notwendige dauerhafte Abschaltalgorithmen ausgewertet. Das 
Gondelmonitoring ist derzeitig bester Stand der Wissenschaft und die fachlich anerkannte Methodik des 
Leitfadens NRW. Im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag ist dargelegt, dass das Gondelmonitoring - nach 
vorgenommenen artenschutzrechtlichen Einschätzungen aller Arten - über die gesamte Aktivitätszeit der 
Fledermäuse erfolgen muss. Die genauen Maßgaben für das Monitorings sind im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung 
festzulegen. 

Es gibt jahreszeitlich- und witterungsbedingt Zeiten, zu denen keine Fledermäuse fliegen. Möglicherweise 
erforderliche Abschaltalgorithmen stoppen den Betrieb einer WEA, um den Verlust von Individuen während der 
Aktivitätszeiten zu vermeiden. 

Wissenschaftliche Berechnungen belegen, dass die ggf. erforderlichen Abschaltalgorithmen keine erheblichen 
Auswirkungen auf den Ertrag und die Wirtschaftlichkeit haben. Das liegt insbesondere daran, dass 
Abschaltungen vor allem in windschwachen Phasen sind, in denen eine hohe Fledermausaktivität möglich ist, 
jedoch nur ein geringer Energieertrag erzielt werden kann (BRINKMANN, R., O.BEHR, I. NIERMANN & M. 
REICH (Hrsg.) (2011): Entwicklung von Methoden zur Untersuchung und Reduktion des Kollisionsrisikos von 
Fledermäusen an Onshore-Windenergieanlagen. – Umwelt und Raum Bd. 4, 457 S., Cuvillier Verlag, Göttingen). 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag prüft mögliche Projektwirkungen der Planungen auf die relevanten Arten 
ab. Allein die Möglichkeit einer Verunfallung durch direkte Kollision oder häufiger durch das Barotrauma bedingen 
zu beschreibende Schutzmaßnahmen, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände zu vermeiden. Diese 
Herleitung ist methodisch korrekt und ausreichend ohne Details des Barotraumas wissenschaftlich zu 
hinterleuchten. 

Fledermausaktivitäten sind im Winter möglich. Allerdings müssen Überwinterungsquartiere in der Nähe der 
Planungen vorhanden sein. Dies ist nicht der Fall.  

Die Vorgaben des Leitfadens NRW sind inhaltlich durch Fledermausexperten abgesichert, so dass die 
Vermeidungsmaßnahmen zwischen Frühjahr und Herbst eines Jahres ausreichend sind. Die formulierten 
Schutzmaßnahmen sind fachlich abgesichert und Standard des Leitfadens NRW (2013). 

Hinsichtlich des Zugriffsverbotes sieht die aktuelle Rechtsprechung eine signifikante Erhöhung des 
Kollisionsrisikos als relevant an. 

Sonstige planungsrelevante Fledermausarten (nicht WEA-empfindliche Arten) sind Arten, die auf Grund hoher 
Flugweise methodisch nicht erfasst werden konnten. Sie können ebenfalls dem Kollisionsrisiko unterliegen. Dies 
wird im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag beschrieben. 

Der Abstand zu Hochspannungsfreileitungen ist ein Sicherheitsabstand, der einzuhalten ist, um eine 
Beeinträchtigung der Leitungen zu vermeiden. Der Abstand ist nicht im Artenschutz begründet.    

 

 

Eine unmittelbare Betroffenheit des Einwenders, insbesondere im Hinblick auf private Belange, die in 
einen sachgerechten Ausgleich mit öffentlichen Belangen zu bringen wären, kann der Stellungnahme 
nicht entnommen werden. 

Die Hinweise des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur Änderung des 
Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen Interessen des 
Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist und die mit der Aufstellung des 
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Bebauungsplanes verfolgten Ziele (vgl. Kap. 1.4 der Bebauungsplanbegründung) höher gewichtet werden 
als die vom Einwender geltend gemachten Belange. 

Der Anregung, die Begründung einschließlich Umweltbericht und zugehöriger Gutachten einer 
Nachbearbeitung zu unterziehen, wird nicht gefolgt. 

Die in der Begründung und im Umweltbericht dargelegten fachlichen Inhalte werden als ausreichend 
erachtet, um die im Rahmen der Abwägung von privaten mit öffentlichen Belangen getroffenen 
Festsetzungen zu rechtfertigen. 
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